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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 19. Februar 1963 

6—68070—5219/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Verkehrspolitik in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission für 

eine Richtlinie des Rates über die Gewichte und Abmes- 
sungen der zum Verkehr zwischen den Mitgliedstaaten 
zugelassenen Nutzkraftfahrzeuge. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 7. September 1962 dem Herrn Prä- 
sidenten des Rates der EWG übermittelt worden. 

Auf Grund des Beschlusses des Rates der EWG vom 29. Okto- 
ber 1962 ist der genannte Kommissionsvorschlag dem Euro- 
päischen Parlament und dem Wirtschafts- und Sozialausschuß 
zur Anhörung zugeleitet worden. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates 
über die Gewichte und Abmessungen der zum Verkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten zugelassenen Nutzkraftfahrzeuge 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 75, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die mangelnde Übereinstimmung der derzeit in 
den Mitgliedstaaten geltenden Bestimmungen über 
die Gewichte und Abmessungen der Nutzkraftfahr- 
zeuge kann zu Verzerrungen in den Wettbewerbs- 
bedingungen und zu Hemmnissen für den Verkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten führen. 

Es erscheint daher angebracht, im Rahmen der 
gemeinsamen Verkehrspolitik die Höchstgrenzen 
für Gewichte und Abmessungen der verschiedenen 
Arten von Nutzkraftfahrzeugen, die zwischen den 
Mitgliedstaaten zu Transporten eingesetzt werden, 
sowie bestimmte technische Begriffe einheitlich fest- 
zusetzen. 

Diese Höchstgrenzen müssen einen rationellen 
und wirtschaftlichen Einsatz der Nutzkraftfahrzeuge 
ermöglichen, wobei die Erfordernisse sowohl der 
Unterhaltung des Straßennetzes als auch der Sicher- 
heit und Ordnung im Verkehr zu berücksichtigen 
sind. 

Es müssen Fristen festgesetzt werden, um den 
Kraftverkehrsunternehmen eine Anpassung an die 
neuen Bestimmungen zu ermöglichen. 

Zu einem späteren Zeitpunkt wird es sich emp- 
fehlen, zusätzliche, für die Sicherheit und Ordnung 
im Verkehr wesentliche technische Bedingungen 
festzulegen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ab 1. Januar 1965 lassen die Mitgliedstaaten zum 
Verkehr zwischen ihren Hoheitsgebieten nur noch 
solche Nutzkraftfahrzeuge zu, die hinsichtlich der 
Abmessungen und Gewichte folgenden Vorschriften 
genügen: 

I. — Höchstzulässige Länge 
Einzelfahrzeug: 12 m 

Gelenkfahrzeug: 15 m 
Lastzug: 17,20 m 


II. — Höchstzulässige Breite 
2,50 m 

III. — Höchstzulässige Höhe 

4 m 

IV. — Höchstzulässiges Gewicht 

1. Achslast: 

a) Einzelachse: 10 t 

b) Doppelachse: 16 t, sofern der von 

den Rädern 
einer Einzel- 
achse 

ausgeübte Druck 
10 t nicht über- 
schreitet 

2. Zulässiges Gesamtgewicht: 

a) Einzelfahrzeug: 

— mit 2 Achsen: 16 t 

— mit mehr als 2 Achsen: 22 t 

b) Gelenkfahrzeug: 36 t 

c) Lastzug: 38 t 

Artikel 2 

a) Die Einzelachslast ist die auf die Straße über- 
tragene Gesamtlast aller Räder, deren Mittelpunkt 
innerhalb zweier querstehender, vertikaler, paral- 
leler Flächen liegt, die einen Abstand von 1 m von- 
einander haben. 

b) Die Doppelachslast ist die auf die Straße über- 
tragene Gesamtlast aller Räder einer Doppelachs- 
gruppe, bei der der Abstand beider Achsen von- 
einander mindestens 1 m, jedoch weniger als 2 m 
beträgt. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten können von dieser Richt- 
linie abweichende Bestimmungen für Nutzfahrzeuge 
erlassen, die für außergewöhnliche Transporte ein- 
gesetzt werden. 

Artikel 4 

Abweichend von Artikel 1 lassen die Mitglied- 
staaten bis zum 31. Dezember 1974 zum Verkehr 
zwischen ihren Hoheitsgebieten auch solche vor dem 
1. Januar 1965 zugelassene Nutzkraftfahrzeuge zu, 
die den in Artikel 1 festgelegten Bedingungen nicht 
genügen. 
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Artikel 5 

Die Mitgliedstaaten erlassen bis spätestens 31. De- 
zember 1963 die zur Durchführung dieser Richt- 
linie erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften. 

Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission bis 
spätestens 31. Dezember 1963 von den Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften in Kenntnis, die sie zur 
Durchführung dieser Richtlinie getroffen haben wer- 
den. 

Zusätzliche technische Bedingungen können zu 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch bis 
zum 30. Juni 1963, einheitlich festgelegt werden. 


Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 



